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Stellungnahme zum Entwurf „CRD IV-Umsetzungsgesetz“ für die öffentliche Anhörung 
des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages am 28. ovember 2012; Ihr Schrei-
ben vom 12. ovember 2012 PA7-17/10974 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Reinemund, 
 
wir bedanken uns herzlich für Ihr o.g. Schreiben und die Möglichkeit einer Stellungnahme 
zum Entwurf des CRD IV-Umsetzungsgesetzes (Drucksache 17/10974). Wir weisen darauf 
hin, dass das Umsetzungsgesetz mit dem auf europäischer Ebene noch nicht beschlossenen 
CRD IV-Paket naturgemäß in einem Kontext zu sehen ist und nehmen entsprechend Stellung.  
 
Anwendungsbereich des CRD IV 
Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände erachtet Reformen des Finanzsys-
tems in Reaktion auf die Finanzkrise und zur Vermeidung zukünftiger Krisen als notwendig 
und begrüßt entsprechende Bemühungen auf europäischer und nationaler Ebene. Solche Re-
formen müssen insbesondere an den Stellen ansetzen und zu Verschärfungen führen, die sich 
in der Vergangenheit als besonders fragil und problembehaftet erwiesen haben.  
 
Die EU-Kommission hat in ihrem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parla-
ments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
weitgehend die Empfehlungen des Baseler Ausschusses übernommen, die für international 
tätige Banken formuliert wurden. Der Anwendungsbereich der Verordnung soll somit weit 
über die von der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) für die Bankenstresstests als 
systemrelevant identifizierten Institute hinausgehen. 
 
Die kommunalen Spitzenverbände setzen sich demgegenüber nach wie vor dafür ein, dass 
keine undifferenzierte Umsetzung von Basel III für alle europäischen Kreditinstitute erfolgt. 
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Wir unterstreichen vor dem Hintergrund der europäischen Staatsschuldenkrise die stabilisie-
rende Wirkung, die den deutschen Sparkassen für die Volkswirtschaft zukommt. Sie beruht 
insbesondere auf der Tatsache, dass die Sparkassen als öffentlich-rechtliche, dezentrale Kre-
ditinstitute in kommunaler Trägerschaft in besonderem Maße ihrer jeweiligen Region 
verpflichtet sind.  
 
Europäische Bankenaufsicht 
Angesichts der aktuellen Bemühungen um eine Neuausrichtung der Bankenaufsicht in 
Deutschland und Europa stellen wir zudem fest:  
 

1. Die Institutssicherung über den Haftungsverbund der Sparkassen Finanzgruppe ist ei-
ne bewährte, vorsorgende Sicherung der Stabilität der Institute und damit der 
Kundeneinlagen. Ziel muss es sein, dass überall in Europa wirksame Sicherungssys-
teme der jeweiligen Bankengruppen aufgebaut und von diesen finanziert werden.  

 
2. Die in Europa derzeit diskutierten bankenaufsichtsrechtlichen Standards sind für regi-

onal ausgerichtete Kreditinstitute und ihre Geschäftsmodelle nicht angemessen. Sie 
sind vielmehr zur Regulierung international tätiger Banken angelegt.  

 
3. Standards der Bankenaufsicht für kleine Institute sollten nach wie vor durch nationale 

Aufsichtsbehörden erlassen werden. Dies entspräche auch dem zentralen europäischen 
Prinzip der Subsidiarität.  

 
4. Die enge Bindung zwischen den kommunalen Trägern und ihren  Sparkassen hat sich 

bewährt. Die anstehenden europäischen und nationalen Veränderungen der aufsichts-
rechtlichen Anforderungen an Verwaltungsratsmitglieder in den Sparkassen müssen 
den spezifischen Geschäftsmodellen und der regionalen Verankerung der Sparkassen 
Rechnung tragen. 

 
CRD IV-Umsetzungsgesetz und Arbeit in den Aufsichts- und Verwaltungsorganen 
Die CRD IV und der nationale Gesetzentwurf (CRD IV-Umsetzungsgesetz) enthalten eine 
Reihe von Vorschriften zur Corporate Governance von Kreditinstituten, die insbesondere 
auch auf die Arbeit in den Aufsichts- und Verwaltungsorganen Auswirkungen haben können.  
 
Die Verbesserung der Risikoüberwachung durch die Geschäftsleiter und Aufsichtsräte, die 
Stärkung der Risikosteuerungsfunktion im Unternehmen, aber auch die Erweiterung und Prä-
zisierung der Anforderungen an die Zusammensetzung und Qualifikation der Geschäftsleitung 
und der Aufsichtsorgane gehören zu den zentralen Anliegen der neuen Regelungen. Hierzu 
wird auch die Regelung zur Höchstanzahl von Aufsichtsmandaten neu gefasst (Artikel 1 r. 
48 Absatz 3 (§25 d KWG-E)). Bei der EU- Regelung zeichnet sich ab, dass diskutierte Be-
schränkungen zur Höchstanzahl von Aufsichtsmandaten auf solche Institute bezogen werden, 
die u.a. aufgrund des Umfangs und der Komplexität ihrer Betätigungen als „bedeutend“ ein-
zustufen sind. Kompromisstexte des EU-Parlaments sehen zudem vor, dass auch 
Aufsichtsmandate, die innerhalb einer Unternehmensgruppe ausgeübt werden, auf die jeweili-
ge Höchstgrenze nur als ein Mandat angerechnet werden. Diese Regelungen wurden bisher 
nicht in den Entwurf zum CRD IV-Umsetzungsgesetz aufgenommen.   
 
Gerade der in der EU-Debatte an dieser Stelle erreichte Stand ist für die Kommunalen Spit-
zenverbände und die Sparkassen von Bedeutung. Zum einen müssen bei den Anforderungen 
an die Qualifizierung der Verwaltungsratsmitglieder sparkassenspezifische Aspekte berück-
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sichtigt werden können; dies gilt etwa für die Rolle des kommunalen Trägers und die Tatsa-
che, dass sich die Sparkassen in ihrer Region und an deren Bedürfnissen orientieren müssen. 
Hinzu kommt, dass die Wahrnehmung von Aufsichtsmandaten durch kundige Mandatsträger 
in verschiedenen Verbundunternehmen innerhalb einer kreditwirtschaftlichen Verbundgruppe 
zur Stabilisierung des gesamten Verbundes beitragen kann.  
 
Im Übrigen verweisen wir auf die Stellungnahme des Bundesrates (vgl. dazu Bundestags-
drucksache 17/11474 vom 14.11.2012) und schließen uns dieser Stellungnahme insbesondere 
mit Blick auf die angesprochenen Sachverhalte zu Genossenschaftsbanken, Sparkassen und 
Förderbanken an. 
 
 
CRD IV und Kommunalkredit 
Da die von der EU beabsichtigten Neuregelungen insbesondere im Rahmen der zu erwarten-
den Verordnung (CRR), in der die Themen Eigenkapital, Kontrahentenausfallrisiko, 
Liquidität und Leverage Ratio aus Basel III umgesetzt werden, Wirkungen auf die künftige 
Vorfinanzierung kommunaler Aufgaben haben wird, verweisen wir auf unsere Stellungnahme 
gegenüber den europäischen Gremien vom 14. Februar dieses Jahres (Anlage 1).  
 
Deutsche Kommunen realisieren die erforderliche Vorfinanzierung ihrer Aufgaben bis-
her nahezu vollständig über Direktausleihungen der Kreditinstitute. Wir gehen davon 
aus, dass der Kommunalkredit auch in Zukunft als Hauptinstrument zur Finanzierung kom-
munaler Aufgaben zur Verfügung steht. 
Den größten Anteil des Kreditengagements bei inländischen Kommunen haben die Landes-
banken und Sparkassen sowie die Banken mit Sonderaufgaben (vgl. Anlage 2). Hinweise zu 
aktuellen Problemen bei der Deckung des erforderlichen Kreditbedarfs von Kommunen liegen 
nicht vor. Derzeit kann aufgrund der aktuellen Leitzinspolitik der EZB und der hohen Bonität 
deutscher Kommunen der Finanzierungsbedarf zu sehr günstigen Zinssätzen befriedigt wer-
den.  
Der kostengünstige Kommunalkredit wird in den letzten Monaten jedoch bankenseitig ver-
mehrt in Frage gestellt. Das für Banken margenarme, weil risikoarme Geschäft wird 
problematisiert. Setzt sich ein Trend differenzierender Risikobetrachtung und Limitsetzungen 
für inländische Kommunen bei Banken durch, ist nicht nur mit wachsenden Preisunterschie-
den bei der Vorfinanzierung der Kommunen zu rechnen, sondern es drohen steigende 
Finanzierungskosten für deutsche Kommunen insgesamt. Hintergrund sind die geschäftspoli-
tischen Neuausrichtungen der Banken insbesondere in Vorwegnahme  der beabsichtigte 
Neuregelungen zur Bankenaufsicht („Basel III“) und der unreflektierte Vergleich der Finanz-
situation deutscher Kommunen mit hoch verschuldeten Euro-Staaten.   
 
Wir stellen daher fest: Deutsche Kommunen sind aufgrund ihrer Rechtsstellung Schuldner mit 
höchster Bonität. Es gab keine Zahlungsausfälle gegenüber Gläubigern.  
 
Forderungen der Kreditinstitute und Wertpapierfirmen an Gebietskörperschaften können nach 
den Regelungsentwürfen zu Basel III in derselben Weise behandelt werden wie Forderungen 
an den Zentralstaat, auf deren Hoheitsgebiet sie ansässig sind. Diese Regelung soll auch mit 
Basel III gültig sein, „sofern kein Unterschied zwischen den Risiken solcher Forderungen 
aufgrund der speziellen Steuererhebungsbefugnisse der Gebietskörperschaften und aufgrund 
der besonderen institutionellen Vorkehrungen besteht, die zur Verringerung ihres Ausfallrisi-
kos getroffen wurden“ (Verordnungsentwurf der EU-Kommission, Artikel 110 Abs.2).  
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Die Rechtsstellung von Gemeinden ist in Deutschland durch Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz und 
in allen Landesverfassungen verfassungsrechtlich verbürgt. Aus Art. 28 Abs. 2 GG folgt zwar 
keine unmittelbare, wohl aber eine mittelbare Staatshaftung, die ein Insolvenzverfahren mit 
der Folge einer Existenzgefährdung und des Ausfalls kommunaler Daseinsvorsorge nicht zu-
lässt. Insolvenzverfahren über das Vermögen einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, die der Aufsicht eines Landes untersteht, sind unzulässig, wenn das Landesrecht dies 
bestimmt (§12 Abs. 1 Nr.2 Insolvenzordnung). Für Kommunen als juristische Personen des 
öffentlichen Rechts ist in allen Ländern die Insolvenzfähigkeit ausgeschlossen. In NRW ist 
dies z.B. durch § 128 (2) GO bestimmt: „Ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Ge-
meinde findet nicht statt.“ 
 
Mit klaren Worten haben auch in jüngster Zeit Verfassungsgerichtshöfe die primäre Verant-
wortung der Länder für eine angemessene Finanzausstattung ihrer Kommunen herausgestellt 
(u.a. Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz vom 14. Februar 2012, VGH N 3/11). In den 
Verhandlungen zum Fiskalpakt ist die Verantwortung von Bund und Ländern für die kommu-
nale Ebene deutlich benannt worden. Die meisten Länder mit hohen kommunalen 
Schuldenständen haben dieser Verantwortung entsprechend inzwischen kommunale Ent-
schuldungsprogramme aufgelegt.  
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
 

Helmut Dedy 
 

Matthias Wohltmann 
Ständiger Stellvertreter des  

Hauptgeschäftsführers 
Beigeordneter 

des Deutschen Landkreistages 
des Deutschen Städtetages  

 
Uwe Zimmermann 

Stellvertretender Hauptgeschäftsführer  
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 

 
 
Anlagen 
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Position zu den von der EU geplanten eufassung der Regelungen für die Banken- und 
Finanzmärkte („Basel III“) 
 
Als Konsequenz aus der Finanzmarktkrise wird das bankenaufsichtliche Regelwerk überprüft 
und neu gefasst. Ein wesentlicher Baustein sind die Vorschläge des Baseler Ausschusses für 
Bankenaufsicht („Basel III“). Basel III soll stufenweise von 2012 bis 2018 umgesetzt werden. 
Das erfordert zunächst eine Umsetzung des internationalen Regelwerks in europäisches 
Recht. Dazu hat die EU-Kommission im Juli 2011 ein Gesetzespaket zur Stärkung der Regu-
lierung des Bankensektors, bestehend aus einem Richtlinienentwurf (KOM/2011/453) und 
einem Verordnungsentwurf (KOM/2011/452), angenommen. Die EU-Kommission hat in ih-
rem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen weitgehend die Empfehlun-
gen des Baseler Ausschusses übernommen, die für international tätige Banken formuliert 
wurden. Der Anwendungsbereich der Verordnung soll somit weit über die von der Europäi-
schen Bankenaufsichtsbehörde (EBA, European Banking Authority) identifizierten 
systemrelevanten Institute hinausgehen.  
 
Derzeit wird das Gesetzgebungsverfahren im Wirtschafts- und Währungsausschuss des Euro-
päischen Parlaments diskutiert. Für April 2012 folgt die Abstimmung im Ausschuss und im 
Juni die Abstimmung im Plenum. Parallel dazu wird im Europäischen Rat verhandelt. Es wird 
angestrebt, das Gesetzgebungsverfahren noch im 1. Halbjahr 2012 zum Abschluss zu bringen.  
 
Die kommunalen Spitzenverbände betrachten mit Sorge die von der EU-Kommission geplan-
te undifferenzierte Umsetzung von Basel III für alle europäischen Kreditinstitute und bitten 
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die Mitglieder des Europäischen Parlaments, sich für die Berücksichtigung der nachstehenden 
Punkte im weiteren Gesetzgebungsverfahren einzusetzen:  
 
1. Die europäische Umsetzung von Basel III sollte sich auf die international tätigen 

Großbanken und damit den Kreis von Kreditinstituten beschränken, für den die Re-
geln im Baseler Ausschuss geschaffen worden ist. Die undifferenzierte Anwendung 
des Regelwerks auf alle Institute in Europa wird der unterschiedlichen Größe sowie 
den unterschiedlichen Geschäftsmodellen und Risiken der Institute nicht gerecht.  
 

2. Die erhöhten Eigenkapitalanforderungen stellen eine große Herausforderung für alle 
Kreditinstitute dar. Die derzeit vorgesehene Regelung, dass direkte und indirekte 
Finanzbeteiligungen an Instituten vom harten Kernkapital abgezogen werden müs-
sen, benachteiligt jedoch ungerechtfertigt Finanzverbünde wie die 
Sparkassenfinanzgruppe oder auch die Genossenschaftsbanken. Dies muss korrigiert 
werden. Gerade diese Institute haben hohe Anteile am Retailgeschäft und sich in der 
Vergangenheit aufgrund ihrer Geschäftsausrichtung als Stabilitätsanker erwiesen.  
 

3. Die bankenaufsichtlichen Standards der Europäischen Bankenaufsicht (EBA) sollten 
keine unmittelbare Wirkung für die kleinen und mittleren Institute entfalten. Die 
Standards orientieren sich an der Regulierung internationaler Banken und sind da-
her für kleine Institute und ihr Geschäftsmodell nicht angemessen. Um den 
nationalen Besonderheiten im kreditwirtschaftlichen Sektor gerecht zu werden, soll-
ten bankenaufsichtliche Standards für kleine Institute nach wie vor von den 
nationalen Aufsichtsbehörden erlassen werden. 
 

4. Der Risikoansatz von Basel II wird mit Basel III nicht verändert. Das Risikogewicht 
von Direktausleihungen der Kreditinstitute an Kommunen muss sich deshalb auch 
zukünftig an der Bonitätsbeurteilung des Zentralstaates orientieren können. Für 
Deutschland gilt: Das Risikogewicht von Direktausleihungen der Kreditinstitute an 
deutsche Kommunen muss sich auch zukünftig an der Bonitätsbeurteilung des Bun-
des orientieren ( ull-Risiko-Gewichtung). Die gesetzlich ausgeschlossene 
Insolvenzfähigkeit öffentlicher Gebietskörperschaften und der gesamtstaatliche Haf-
tungsverbund aus Bund, Ländern und Kommunen in Deutschland rechtfertigen 
dies. 

 
5. Um ungerechtfertigte negative Wirkungen von Basel III auf die Finanzierung des 

Mittelstands zu verhindern, ist es - auch aus Verlusterfahrungen heraus - erforder-
lich, das Risikogewicht und damit die Eigenkapitalunterlegung für 
Mittelstandkredite an das tatsächliche Risiko anzupassen und abzusenken. 
 

6. Bei allen Kennzahlen, die zur Umsetzung von Basel III erhoben werden, insbesonde-
re bei Festsetzung und Wertung der Verschuldungsobergrenze („Leverage Ratio“) 
als einer zentralen Kennzahl für Kreditinstitute und Wertpapierfirmen ist sicherzu-
stellen, dass risikolose und margenarme Kreditgeschäfte wie der Kommunalkredit 
nicht durch renditeträchtigere, aber auch riskantere Geschäfte der Banken ersetzt 
werden. Es wird daher nachdrücklich gefordert, nullgewichtete Kredite ausdrück-
lich von der Kennziffer auszunehmen.  
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Wir begründen diese Forderungen wie folgt:  
 

In Reaktion auf die Finanzkrise und zur Vermeidung einer Wiederholung sind Refor-
men des Finanzsystems notwendig, die insbesondere an den Stellen ansetzen und zu 
Verschärfungen führen müssen, die sich in der Vergangenheit als besonders fragil und 
problembehaftet erwiesen haben. Während die Finanzmarktkrise jedoch unbestritten ihre 
Ursache in „Auswüchsen“ auf der Aktivseite der Kreditinstitute hatte, setzen die nun ange-
strebten Regelungen v.a. auf der Passivseite mit dem primären Ziel an, dass bei der nächsten 
Finanzkrise zumindest nicht mehr der Staat einspringen muss. Es sind aber dringend auch für 
die Aktivseite Lehren aus der Finanzmarktkrise zu ziehen. 
 
Bei der Neufassung der Regelungen zur Finanzmarkt- und Bankenregulierung der EU sind die 
europäischen Staaten gefordert, Wirkungen der Regulierung auf die Realwirtschaft zu berück-
sichtigen und die finanzielle Handlungsfähigkeit ihrer Gebietskörperschaften zu sichern. 
Dabei stehen in Deutschland insbesondere die Finanzierung des Mittelstands als Rückgrat der 
deutschen Wirtschaft sowie der kommunalen Ebene im Fokus. In Deutschland tragen Kom-
munen ca. 60 % der gesamten öffentlichen Sachinvestitionen. Kommunale Gebietskörper-
schaften haben damit eine wichtige Funktion als Stabilisator in der Realwirtschaft. Kommu-
nen müssen über eine hinreichende Finanzausstattung und stabile Refinanzierung verfügen, 
um dieser Funktion gerecht werden zu können.  
 
Das von der EU-Kommission vorgelegte Regulierungspaket zur Umsetzung von Basel III 
schert alle Kreditinstitute unabhängig davon, wie risikobehaftet ihr Geschäftsmodell ist, „über 
einen Kamm“. Basel III wurde jedoch für große international tätige Banken entwickelt. Die 
undifferenzierte Umsetzung dieses Regelwerks auf alle Institute in Europa wird der unter-
schiedlichen Größe und den unterschiedlichen Geschäftsmodellen und Risiken der Institute 
nicht gerecht. Die pauschale Anhebung der Eigenkapitalanforderungen für alle Institute in der 
EU und deren Geschäfte ist der falsche Weg, um die notwendigen Lehren aus der Finanzkrise 
zu ziehen. Den Besonderheiten der unterschiedlichen Geschäftsmodelle der Banken muss 
Rechnung getragen werden, um nicht in jenen Bereichen Kreditklemmen auszulösen, die gra-
vierende Folgen für die Realwirtschaft und die Zukunftsfähigkeit von Regionen haben. Die 
europäische Umsetzung von Basel III sollte sich auf die international tätigen Großban-
ken und damit den Kreis von Kreditinstituten beschränken, für den die Regeln im 
Baseler Ausschuss geschaffen worden ist.  
 
Insbesondere Kreditinstitute, die entweder überwiegend einem Förderauftrag unterlie-
gen oder regional tätig und retailorientiert überwiegend klassisches Bankgeschäft 
betreiben und deren Bilanzsumme eine bestimmte Größenordnung nicht übersteigt, sind 
von den beabsichtigten Regelungen auszunehmen. Öffentlich-rechtliche Banken, Pfand-
briefbanken und Sparkassen engagieren sich seit Jahren insbesondere in der langfristigen 
Vorfinanzierung kommunaler Aufgaben über den Kommunalkredit und haben sich als ver-
lässliche Partner der inländischen Kommunen erwiesen. Insofern müssen im Rahmen der 
derzeitigen Debatte um regulatorische Rahmenbedingungen für Kreditinstitute und Wertpa-
pierfirmen auch mögliche Konsequenzen für die Kreditfinanzierung der Kommunen 
Beachtung erfahren. Eine undifferenzierte Umsetzung der Reglungen von Basel III bezogen 
auf alle Kreditinstitute in Europa wird den unterschiedlichen Größen und Geschäftsmodellen 
der Institute nicht gerecht. 
 
Wenn die Anforderungen aus Basel III mit unverminderter Wucht auf alle Kreditinstitute an-
gewandt werden, hat dies zur Folge, dass nicht nur der Kommunalkredit betroffen sein wird. 
Auch die Kredite an Unternehmer (insb. den Mittelstand) werden sich verringern, zumindest 
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aber deutlich teurer werden. Da die Sparkassen 25 % Marktanteil an Mittelstandkrediten ha-
ben (mit Landesbanken zusammen über 42 %), werden diese Einschnitte den Mittelstand 
(insbesondere in der Fläche) besonders betreffen. Es ist deshalb - auch aus Verlusterfah-
rungen heraus - erforderlich, das Risikogewicht und damit die Eigenkapitalunterlegung 
für Mittelstandkredite an das tatsächliche Risiko anzupassen und abzusenken. 
 
Zu kritisieren ist auch die derzeit vorgesehene Regelung, dass direkte und indirekte Fi-
nanzbeteiligungen an Instituten vom harten Kernkapital abgezogen werden müssen. 
Diese Regelung benachteiligt ungerechtfertigt Finanzverbünde wie die Sparkassenfinanz-
gruppe oder auch die Genossenschaftsbanken und muss korrigiert werden. 
 
Forderungen der Kreditinstitute und Wertpapierfirmen an Gebietskörperschaften kön-
nen nach den Regelungsentwürfen in derselben Weise behandelt werden wie 
Forderungen an den Zentralstaat, auf deren Hoheitsgebiet sie ansässig sind. Diese Rege-
lung soll auch mit Basel III gültig sein, „sofern kein Unterschied zwischen den Risiken 
solcher Forderungen aufgrund der speziellen Steuererhebungsbefugnisse der Gebietskörper-
schaften und aufgrund der besonderen institutionellen Vorkehrungen besteht, die zur 
Verringerung ihres Ausfallrisikos getroffen wurden“ (Verordnungsentwurf der EU-
Kommission, Artikel 110 Abs.2). Die EBA soll den Auftrag erhalten, ausgehend von diesen 
Kriterien Entwürfe für technische Durchführungsstandards zu erarbeiten. Diese Entwürfe sol-
len der Kommission bis zum 1. Januar 2014 vorliegen. Der Kompromissvorschlag der 
dänischen Ratspräsidentschaft (Januar 2012) für die Verordnung hat den genannten Auftrag 
an EBA jedoch gestrichen und belässt es bei den oben zitierten Kriterien.  
 
Wir stellen daher deutlich heraus: Die Kopplung des Risikogewichts von Direktausleihungen 
der Banken für inländische Kommunen an die Bonitätsbeurteilung des Zentralstaates (gegen-
wärtig Null-Risiko-Gewichtung für die Bundesrepublik Deutschland) sowie die 
Berücksichtigung der höchsten Bonität von inländischen Kommunen bei der Kreditgewäh-
rung an kommunale Unternehmen ist weiterhin gerechtfertigt. Zumal die Städte, Kreise und 
Gemeinden in Deutschland nicht insolvenzfähig sind. Zudem besteht ein gesamtstaatlicher 
Haftungsverbund aus Bund, Ländern und Kommunen in Deutschland. Darüber hinaus sind für 
deutsche Kommunen durch Aufsichts- und Haushaltsrecht Verschuldungsgrenzen gesetzt. Die 
besondere Stellung der inländischen Kommunen in der Finanzverfassung der Bundesrepublik 
Deutschland ist für die Bestimmung von Risikogewichten der Forderungen an öffentliche 
Gebietskörperschaften (gemäß Artikel 110 des Verordnungsentwurfs der EU-Kommission) 
adäquat zu berücksichtigen.  
 
Die bankenaufsichtlichen Standards der EBA sollten schließlich keine unmittelbare 
Wirkung für kleine und mittlere Institute entfalten. Die Standards orientieren sich an der 
Regulierung internationaler Banken und sind daher für kleine Institute und ihr Geschäftsmo-
dell nicht angemessen. Daher sollten bankenaufsichtliche Standards für kleine Institute nach 
wie vor von den nationalen Aufsichtsbehörden erlassen werden. 
 
Weiterhin zu kritisieren bleibt die geplante Einführung des Leverage Ratio, auch wenn 
sie bis Ende 2016 zunächst nur als Beobachtungskennziffer Anwendung finden soll. Dann erst 
soll entschieden werden, ob die zunächst als Beobachtungskennzahl beabsichtigte Größe 
durch einen Legislativvorschlag zur Einführung einer verbindlichen Mindestquote ergänzt 
werden soll (Artikel 482 Abs. 1). Nach dem im Januar 2012 bekanntgewordenen Kompro-
missvorschlag der dänischen Ratspräsidentschaft soll für die Behandlung der „Leverage 
Ratio“ ab 2018 auch eine Fortführung als Beobachtungskennzahl (Säule 2-Element) vorgese-
hen und bei Verfehlung der in sie gesetzten Erwartungen eine kritische Überprüfung des 
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Gesamtkonzeptes verankert werden. Faktisch führt die Kennziffer aber schon jetzt zu einem 
Teilrückzug der Banken aus dem Kommunalkreditgeschäft. Dies dürfte sich fortsetzen.  
 
Wir weisen mit aller Deutlichkeit auf die Gefahr hin, dass das risikolose und margenarme 
Kreditgeschäft wie der Kommunalkredit durch renditeträchtigere, aber auch riskantere Ge-
schäfte der Banken ersetzt wird. Wir fordern daher nachdrücklich, nullgewichtete Kredite 
ausdrücklich von der Kennziffer auszunehmen. Eine risikoorientierte Modifizierung der 
Kennziffer „Leverage Ratio“ ist erforderlich. Eine dauerhafte Fortführung der Kennziffer 
als Beobachtungskennziffer ist lediglich eine second best-Lösung.  
 
Auch die Liquiditäts- und Refinanzierungsvorschriften passen nicht zu den kleinen und 
mittleren Instituten. Sie fußen auf Beobachtungen in der Krise, insbesondere bei großen 
kapitalmarktorientierten Instituten. Diese Vorschriften sind für die Bilanzstruktur kleiner re-
gional agierender Institute unpassend und wirken eher destabilisierend. Daher müssen diese 
Vorschriften durch eine Verbreiterung des Liquiditätspuffers (Diversifizierung) auf das Ge-
schäftsmodell kleiner Institute angepasst werden, um ihre Wirkung zu entfalten. 
 
Kritisch ist auch den Vorschlag der Kommission, die neuen Eigenkapital- und Liquidi-
tätsregeln per EU-Verordnung umzusetzen, zu sehen. Damit werden die nationalen 
Gesetzgeber faktisch von allen Entscheidungen und Weichenstellungen, die dazu jetzt und in 
Zukunft getroffen werden, ausgeschlossen. Unterschiede in den nationalen Wirtschafts- und 
Bankenstrukturen laufen in Gefahr, nicht ausreichend berücksichtigt zu werden. Gerade das 
deutsche dreigliedrige Bankensystem mit seinen unterschiedlichen Rechtsformen und Aus-
richtungen hat sich aber in der Krise bewährt. Nur eine Umsetzung im Wege einer EU-
Richtlinie ließe genügend Spielraum für den nationalen Gesetzgeber, um diesen Gegebenhei-
ten angemessen Rechnung zu tragen. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
 

Helmut Dedy 
 

Matthias Wohltmann 
Ständiger Stellvertreter des  

Hauptgeschäftsführers 
Beigeordneter 

des Deutschen Landkreistages 
des Deutschen Städtetages  

 
 
 
 

 

 
Uwe Zimmermann 

Stellvertretender Hauptgeschäftsführer  
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 
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